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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.09.2022
BERNADETTE FLUCKIGER

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Klimapolitik

Der Standerat befasste sich in der Herbstsession 2022 als Zweitrat mit dem indirekten
Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative. Zu Beginn der intensiven Debatte berichtete
Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) im Namen der vorberatenden UREK-SR, dass diese
vorschlage, den Ausbau der Photovoltaik sowohl auf freien Flachen als auch auf
Gebéduden zu beschleunigen. Die Kommission wolle daher einzelne Artikel des
vorliegenden indirekten Gegenvorschlags abspalten und diese in Form eines dringlichen
Bundesgesetzes mit dem Titel «Bundesgesetz Uber dringliche Massnahmen zur
kurzfristigen Bereitstellung einer sicheren Stromversorgung im Winter» behandeln.
Dies erlaube es, die Férderung der Photovoltaik mit der gebotenen Eile anzugehen. Der
Gegenvorschlag beinhaltete somit das «Bundesgesetz Uber die Ziele im Klimaschutz»
sowie die zwei dazu gehorigen Finanzierungsvorlagen - die Bundesbeschlisse 2 und 3;
nicht aber das neue dringliche Bundesgesetz. Die Mehrheit der UREK-SR beantragte in
der Folge beim indirekten Gegenvorschlag kaum Abweichungen von der
nationalratlichen Linie, hingegen lagen verschiedene Minderheitsantrage vor.

Knapp wurde es zum Beispiel bei den Bestimmungen zur Férderung von neuartigen
Technologien und Prozessen. Eine Minderheit Stark (svp, TG) beantragte, diese
Massnahmen zur Technologieférderung sowie zum Heizungsersatz im Rahmen des CO2-
Gesetzes zu regeln und als Konsequenz aus dem Gegenvorschlag zu streichen und
infolgedessen auch nicht auf die Bundesbeschlisse 2 und 3 einzutreten. Stark
kritisierte, dass im Gesetzesentwurf nicht nur auf die Ziele des Klimaschutzes fokussiert
werde, sondern auch bereits konkrete Umsetzungsmassnahmen festgehalten wirden.
Diese Massnahmen gehorten jedoch ins CO2-Gesetz, alles andere sei «falsch -
staatspolitisch, rechtstechnisch, sachlich», monierte Stark. Dieser Antrag wurde mit 24
zu 21 Stimmen abgelehnt. Er erhielt Unterstitzung aus den Reihen der SVP-, der Mitte-
und der FDP.Liberalen-Fraktion.

Beim Programm zum Ersatz der fossilen Heizsysteme und der elektrischen
Widerstandsheizungen erganzte der Stéanderat die Vorlage um eine Bestimmung zur
Forderung der Energieeffizienz und stimmte der vom Nationalrat beschlossenen
Kredithéhe von CHF 200 Mio. pro Jahr (fur 10 Jahre) auf Antrag der Minderheit
Reichmuth (mitte, SZ) zu. Die Kommissionsmehrheit hatte den Kredit auf CHF 100 Mio.
pro Jahr senken wollen. Damian Mdller (fdp, LU) hatte den Mehrheitsantrag damit
begrindet, dass es angesichts des Fachkraftemangels und der Lieferschwierigkeiten bei
manchen Bauteilen nicht realistisch sei, pro Jahr mehr als CHF 100 Mio. flur diese
Arbeiten ausgeben zu kénnen.

Der Standerat schuf schliesslich im indirekten Gegenvorschlag noch einige kleinere
Differenzen zum Nationalrat, beispielsweise bei den Berg- und Randgebieten; diese
sollen nach dem Willen der kleinen Kammer stets zusatzlich in ihren Massnahmen
unterstitzt werden, sofern eine besondere Ausgangslage bestehe.

Den meist diskutierten Aspekt stellte sodann der Ausbau der Photovoltaik in Form des
erwahnten abgespaltenen dringlichen Bundesgesetzes dar. Dabei ging es insgesamt um
drei verschiedene Punkte, die vor der Abstimmung tiber die Uberfiihrung in ein eigenes
Gesetz bereinigt werden mussten.

Der erste Punkt betraf die generelle Pflicht, auf Dachern oder Fassaden von Neubauten
zukinftig eine Solaranlage zu erstellen. Kommissionssprecherin Baume-Schneider
flhrte aus, dass der Ausbau der Photovoltaik bei Neubauten bisher eher schleppend
vorangehe; dieser musse aber vorangebracht werden, wenn man den Ausbau der
Photovoltaik als umfassendes Konzept verstehe. Die daher geforderte neue Pflicht
wurde von einer starken Minderheit Fassler (mitte, Al) bekdmpft: Féssler argumentierte,
dass mit dieser Bestimmung sowohl die Eigentumsgarantie nach Artikel 26 BV als auch
die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen im Bereich der
Energieversorgung in Frage gestellt wirden. Es sei daher angebracht, diese Fragen im
Rahmen des Mantelerlasses zum Energiegesetz zu behandeln. Roberto Zanetti (sp, SO)
entgegnete, dass man als Bauherr ohnehin in seinen Eigentumsrechten eingeschrankt
sei: «Ob das Uber ein kommunales Baureglement, Uber Bundesgesetze oder Uber ein
kantonales Gesetz geschieht, ist, wie gesagt, fir mich als Grundeigentimer piepegal.»
Anschliessend sprachen sich 25 Mitglieder des Standerates fur diese Bestimmungen
aus, 19 waren dagegen. Bei Letzteren handelte es sich um Mitglieder der SVP-, der
FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktion.
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Der zweite Punkt, der vor der Uberfiihrung bereinigt werden musste, war unumstritten:
Der Standerat nahm eine Bestimmung, in welcher die bestmdgliche Nutzung der
Sonnenenergie auf den dafur geeigneten Infrastrukturoberflachen des Bundes
vorgeschrieben wurde, stillschweigend an.

Der dritte Punkt umfasste die Bestimmungen zur Forderung von Photovoltaik-
Grossanlagen und wurde wiederum ausgiebig diskutiert. Hier beantragte die
Kommissionsmehrheit, dass Photovoltaik-Grossanlagen, die jahrlich mindestens 20
Gigawattstunden Strom produzieren, wovon mindestens 45 Prozent im Winterhalbjahr
anfallen mussen, von einer besonderen Foérderung profitieren sollen, bis schweizweit
mit solchen Anlagen 2 Terawattstunden Strom produziert wurden. Diese besondere
Foérderung soll unter anderem Bestimmungen umfassen, wonach flir diese Anlagen
keine Planungspflicht und keine UVP-Pflicht gelten sollen, da das Interesse an ihrer
Realisierung den anderen nationalen und kantonalen Interessen vorgehe. Zudem sollen
diejenigen Photovoltaik-Grossanlagen, die bis Ende 2025 zumindest teilweise an das
Stromnetz angebunden sind, seitens des Bundes eine Einmalvergitung von 50 bis 60
Prozent der Investitionskosten erhalten.

Pirmin Bischof (mitte, SO) sprach von einem mutigen, aber notwendigen Schritt, diese
«Alpen-Solaranlagen» unter Umgehung der Ublichen Verfahrensvorschriften zu
bewilligen. Zu diesen Vorschlagen der Kommissionsmehrheit lagen drei Einzelantrage
vor. Ein Antrag Wirth (mitte, SG) verlangte, dass diese Anlagen lediglich 10 anstatt 20
Gigawattstunden erbringen mussen. Ansonsten kdnnten fast keine solchen Anlagen
realisiert werden, argumentierte er. Die grosse Mehrheit des Rates (43 zu 1 Stimmen)
kam diesem Begehren Wirths nach. Heidi Z'graggen (mitte, UR), Prasidentin der ENHK,
forderte, dass solche Anlagen in Mooren und Moorlandschaften von besonderer
Schoénheit und gesamtschweizerischer Bedeutung verboten sowie in Landschaften,
Naturdenkmalern und Biotopen von nationaler Bedeutung nur beschrankt méglich sein
sollen. Zudem miussten die Anlagen nach der Ausserbetriebnahme ersatzlos
zurlickgebaut und die Gebiete wieder in ihren Zustand vor dem Ausbau zurickversetzt
werden. Zwar stimmte der Stédnderat dem Verbot in Mooren und Moorlandschaften
sowie der Pflicht zu einem ersatzlosen Ruckbau der Solaranlagen und der
Wiederherstellung der Ausgangslage einstimmig oder deutlich zu, lehnte aber eine
Einschrankung in Landschaften, Naturdenkmélern und Biotopen von nationaler
Bedeutung mit 24 zu 17 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. Ein Antrag Hegglin (mitte, ZG)
verlangte schliesslich, dass die Einmalvergttung nicht einfach als 50 bis 60 Prozent der
Investitionskosten definiert wird, sondern dass sich diese auch an der
Wirtschaftlichkeit der Investition orientieren soll. Hegglin wollte damit verhindern, dass
der Bund die Schuldenbremse nicht mehr einhalten kann, sein Antrag scheiterte jedoch
mit 31zu 12 Stimmen.

Nachdem diese Vorbedingungen geklart waren, Uberfuhrte der Stédnderat diese
Bestimmungen zur Photovoltaik einstimmig in ein eigenes Bundesgesetz.

In den Gesamtabstimmungen nahm der Standerat alle vier einzelnen Entwirfe an: Am
meisten Unterstltzung genoss der neue Entwurf des Bundesgesetzes Uber dringliche
Massnahmen zur kurzfristigen Bereitstellung einer sicheren Stromversorgung im Winter
(Photovoltaik-Anlagen), welcher bei 4 Enthaltungen ohne Gegenstimmen angenommen
wurde. Das Bundesgesetz Uber die Ziele im Klimaschutz wurde von 4 Mitgliedern der
SVP-Fraktion abgelehnt, 2 enthielten sich der Stimme, wahrend die restlichen
Stdnderatinnen und Standeraten dem Entwurf zustimmten. Der Bundesbeschluss tber
die Finanzierung der Férderung von neuartigen Technologien und Prozessen und der
Bundesbeschluss Ulber die Finanzierung des Sonderprogrammes zum Ersatz von
Heizungsanlagen wurden mit &hnlichen Stimmenverhéltnissen angenommen (33 zu 9
Stimmen bei 2 Enthaltungen und 32 zu 9 bei 4 Enthaltungen), wobei jeweils einzelne
Mitglieder der SVP-, der FDP- sowie der Mitte-Fraktionen gegen die Beschlisse
stimmten. Somit nahm der Standerat alle drei EntwUrfe des indirekten Gegenvorschlags
an.'
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MOTION
DATUM: 02.03.2022
JOELLE SCHNEUWLY

MOTION
DATUM: 02.03.2022
JOELLE SCHNEUWLY

MOTION
DATUM: 21.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Epidemien

In der Frihjahrssession 2022 nahm sich der Sténderat einer Motion Heim (sp, SO) an,
welche eine grossere Versorgungssicherheit bei Impfstoffen zum Inhalt hatte. Pirmin
Bischof (mitte, SO) liess fir die Mehrheit der SGK-SR verlauten, dass diese mit 7 zu 2
Stimmen (bei 1 Enthaltung) das Geschaft zur Ablehnung beantrage. Zwar sei auch die
Kommissionsmehrheit der Ansicht, dass es einer Verbesserung der Impfstoffversorgung
bedurfe, gleichzeitig wirden im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie bereits auf
verschiedenen Stufen Abklarungen vorgenommen. Bischof verwies auf den Bericht in
Erfallung des Postulats 12.3426 und auf die Schritte, die durch die Annahme der
Postulate 20.3453 wund 20.3241 eingeleitet worden seien. Zudem hob der
Standesvertreter aus Solothurn hervor, dass die Mehrheit der SGK-SR eine generelle,
nicht nur wahrend ausserordentlichen Krisenzeiten geltende Verstaatlichung der
Impfstoffbeschaffung, wie es die Motion fordere, nicht als den geeigneten Weg erachte.
Vielmehr beabsichtige sie, an der dezentralen und privaten Beschaffung festzuhalten.
Eine Minderheit rund um Hans Stockli (sp, BE) sah dies anders. Der Bundesrat habe im
Falle der Covid-19-Pandemie dank dem Notverordnungsrecht «rechtzeitig die besten
Impfstoffe [...] besorgen» koénnen, der Einkauf soll jedoch auch unabhéngig von der
Existenz einer Pandemie zentral erfolgen kénnen, gebe es doch auch Notlagen, welche
«die Voraussetzungen einer Pandemie nicht erfillltlen». An den aufgeworfenen Punkt
zur Beschaffung der Covid-19-Impfstoffe anknlpfend erklarte Gesundheitsminister
Berset, dass die Zentralisierung in diesem Fall notwendig gewesen sei, um die
entsprechenden Impfstoffe Uberhaupt beschaffen zu kdnnen, der Bundesrat habe
allerdings immer die Absicht geéussert, langfristig zum bisherigen System
zuruckzukehren. Zudem sei die Landesregierung der Meinung, dass die beiden anderen
Forderungen der Motion - ein Pflichtlager fir Impfstoffe mit potentiellen
Versorgungsengpéassen und eine vereinfachte Zulassung von EMA-Impfstoffen - bereits
erflllt seien. Daher empfehle der Bundesrat das Geschéaft zur Ablehnung. Mit 29 zu 13
Stimmen folgte der Stdnderat diesem Votum. ?

Im Mérz 2022 kam die Motion Heim (sp, SO) - iUbernommen von Angelo Barrile (sp, ZH) -
zur Versorgungsverbesserung und Zulassungsvereinfachung von Impfstoffen in den
Standerat. Dort flhrte Primin Bischof (mitte, SO) fir die SGK-SR aus, dass die
Kommission bei der Impfstoffversorgung in der Schweiz Verbesserungsbedarf sehe. Um
Impfwillige nicht zu benachteiligen, bedlrfe es bei einer Impfstoffknappheit zudem
auch der Vergltung alternativer Impfstoffe, die hierzulande nicht bzw. noch nicht
zugelassen sind. Daher empfehle die Kommission das Geschaft mit 7 zu 5 Stimmen zur
Annahme. Gesundheitsminister Berset strich in seiner Wortmeldung die Wichtigkeit der
Impfstoffversorgung wahrend der Covid-19-Pandemie hervor. Die
Beschaffungsflexibilitat, die Sicherstellung der nationalen Produktion und die
internationale Kollaboration seien essenziell gewesen. Da viele Forderungen des
Vorstosses aber bereits in Angriff genommen worden seien, empfehle der Bundesrat
die Motion zur Ablehnung. Der Standerat folgte jedoch seinem Schwesterrat und seiner
Kommission und nahm die Motion mit 36 zu 5 Stimmen an. °

Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Herbstsession 2022 flihrten National- und Stédnderat eine ausserordentliche
Session zum Thema «Kaufkraft>» (22.9013) durch, in der sie verschiedene Vorstdsse flr
eine finanzielle Entlastung der Blrgerinnen und Bulrger aufgrund der steigenden
Teuerung, insbesondere im Bereich Energie, diskutierten. Eine Gruppe von
Unterstltzungsvorschlagen betraf dabei die AHV-Renten.

So forderten die Mitte-Fraktion im Nationalrat (Mo. 22.3792) sowie Pirmin Bischof
(mitte, SO; Mo. 22.3803) und Paul Rechsteiner (sp, SG; Mo. 22.3799) im Standerat eine
ausserordentliche Anpassung der ordentlichen AHV-Renten durch einen vollstandigen
Teuerungsausgleich auf den 1. Januar 2023. Gemass aktueller Regelung wirde die
Teuerung durch Anwendung des sogenannten Mischindexes nur teilweise ausgeglichen,
weil neben dem Preisindex auch der Lohnindex bertcksichtigt wird. Diese Problematik
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MOTION
DATUM: 12.12.2022
ANJA HEIDELBERGER

wurde etwa auch im Rahmen der Initiative fir eine 13. AHV-Rente diskutiert. Der
Bundesrat bestatigte, dass der Mischindex in diesem Jahr die Teuerung vermutlich
unterschatze, verwies aber darauf, dass das Lohnniveau Ublicherweise stérker ansteige
als das Preisniveau - so etwa auch im Jahr 2020 -, wodurch die Rentnerinnen und
Rentner von dieser Regelung Ublicherweise profitierten. Darlber hinaus verlangten die
drei Vorstosse, dass die Renten bei allfalligen zukunftigen Uberdurchschnittlichen
Teuerungsanstiegen Uber 2 Prozent des LIK regelmassig angepasst werden.

Alfred Heer (svp, ZH; Mo. 22.3818) im Nationalrat und Marco Chiesa (svp, TI; Mo.
22.3861) im Stadnderat wehrten sich mit ihren Motionen gegen die vorgeschlagene
Abweichung vom Mischindex. Auch sie forderten eine Rentenanpassung, jedoch
weiterhin in Ubereinstimmung mit dem Mischindex. Finanziert werden solle dieser
Teuerungsausgleich  neu jedoch Uber Ausgabenwachstumsplafonierungen im
Bundesbudget, etwa bei der internationalen Entwicklungszusammenarbeit, beim
Forschungs- und Bildungsbereich oder bei den Aufwendungen des Bundes flr Personal
und externe Beratende. Zur Begriindung verwiesen die Motionare auf verschiedene
kostentreibende Projekte, die in der Sommersession 2022 vom Parlament gutgeheissen
worden waren und die Einsparungen ndtig machten.

Der Bundesrat erklarte in seiner Stellungnahme, dass die Rentenanpassungen keine
hoéheren Bundesbeitrége an die AHV nach sich ziehen wirden und die Plafonierung
somit nicht noétig sei. Zudem erhdhe die Teuerung nicht nur die Ausgaben, sondern
auch die Einnahmen der AHV. Mit 99 zu 92 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und mit 24 zu 17
Stimmen respektive 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) nahmen National- und Stédnderat
die Motionen der Mitte, von Pirmin Bischof und von Paul Rechsteiner an, wéhrend sie
die Motionen von Alfred Heer und Marco Chiesa mit 142 zu 53 Stimmen respektive 34 zu
6 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ablehnten. Wéhrend sich die Mitglieder der SVP-, der
GLP- und die Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion erfolglos gegen die Erhéhung des
Teuerungsausgleichs aussprachen, fanden die Motionen von Heer und Chiesa nur in der
SVP-Fraktion Zustimmung. *

In der Wintersession 2022 folgte der Standerat seinem Schwesterrat und nahm eine
Motion der Mitte-Fraktion (Mo. 22.3792) fir einen vollstandigen Teuerungsausgleich
der AHV-Renten auf den 1. Januar 2023 an. Die SGK-SR hatte zuvor argumentiert, dass
die «ungeschmalerte und unverzigliche Erhaltung der Kaufkraft der AHV-Renten» in
Anbetracht der allgemein sinkenden Kaufkraft zentral sei. Diese ausserordentliche
Rentenerhéhung sei jedoch nicht zusatzlich zu, sondern anstelle einer kinftigen
ordentlichen Rentenerhdhung zu verstehen. Eine Minderheit Kuprecht (svp, SZ)
beantragte, die Motion abzulehnen, zumal man nicht vom «bewahrten Mechanismus»,
bei dem ein Mittelwert der Preisentwicklung geméss LIK und der Lohnentwicklung
berechnet wird, abweichen solle. Zudem mdussten auch die Arbeitnehmenden ohne
vollstandigen Teuerungsausgleich auskommen - vielmehr Ubersteige bereits die vom
Bundesrat im Oktober 2022 beschlossene Erhéhung der AHV/IV-Renten um 2.5 Prozent
den Teuerungsausgleich flur die Arbeitnehmenden deutlich. Die Erhéhung des
Rentenausgleichs auf 3 Prozent statt auf 2.5 Prozent bringe insgesamt Mehrkosten von
CHF 1.2 Mrd. fur die AHV, CHF 155 Mio. flr die IV und CHF 245 Mio. fir den
Bundeshaushalt mit sich - zuzlglich der Durchfihrungskosten. Letztere seien wohl
hoéher als die zusatzlichen monatlichen Renten von CHF 6 bis CHF 12 pro Person,
welche Uberdies aufgrund der Referendumsfrist erst Mitte des Jahres ausbezahlt
werden kénnten.

Paul Rechsteiner (sp, SG) wehrte sich dagegen, «diese Betrédge [...] zu bagatellisieren.
Bei einer Teuerung von 3.6 Prozent - Kuprecht hatte mit 3.0 Prozent gerechnet - und
Uber die zwei Jahre, fur welche die Rentenanpassungen vorgesehen sind, gehe es hier
um insgesamt CHF 500 pro Person, was flr die Betroffenen sehr wichtig sei.

Mit 22 zu 20 Stimmen folgte der Standerat seiner Kommissionsmehrheit und nahm die
Motion an. Fur Annahme stimmten die SP- und die Grinen- sowie eine Mehrheit der
Mitte-Fraktion, dagegen die SVP- und die FDP-Fraktion. Bisher noch nicht behandelt
wurden die in der ausserordentlichen Session im Herbst 2022 im Sténderat
angenommenen Motionen von Pirmin Bischof (mitte, SO; Mo. 22.3803) und Paul
Rechsteiner (Mo. 22.3799) mit demselben Anliegen. °

1) AB SR 2022, S. 715 ff.

2) AB SR, 2022, S. 60 f.

3) AB SR, 2022, S. 59 f.

4) ABNR, 2022, S. 1675 ff. (22.9013); AB NR, 2022, S. 1585 f. (22.3818); AB NR, 2022, S. 1585 f. (22.3818); AB SR, 2022, § 917
(22.3799); AB SR, 2022, S. 903 ff. (22.9013); AB SR, 2022, S. 917 (22.3803); AB SR, 2022, S. 917 (22.3861); NZZ, 18.6.22

5) AB SR, 2022, S. 1251 ff.; Bericht SGK-SR vom 13.10.22
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